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„Zur FörderungdesWohls ihrer Einwohnererfüllen die Gemeindenalle öffentlichen Aufgaben der
örtlichen Gemeinschaft,soweit diesenicht durch GesetzanderenStellen im öffentlichen Interessezu¬
gewiesensind.“

Bei Selbstverwaltungsangelegenheitenbeschränktsichdie staatlicheAufsicht darauf, „die Rechtmä¬
ßigkeit sicherzustellen“(Artikel 122).

Die weitreichendenKompetenzenim Rahmender kommunalenSelbstverwaltungwerdengemeinhin
als„Allzuständigkeit“ derGemeindenbezeichnet.Von ihr ausgenommensind lediglich Sektoren,die per
GesetzeindeutiganderenVerwaltungsinstanzenzugesprochenwerden(z.B. Militär, Bundesstraßenund
-autobahnen,Wasserwegeetc.). Souveränitätbesitzendie Gemeindenim Bereichder örtlichen Planung
(Bauleitplanung), Haushaltswesenund Kommunalsteuern(s.u.), Wasserversorgung,Abwasser- und
Abfallentsorgung,Wohnungs-,Brücken-und Gemeindestraßenbau,Kultur und sozialeDienste(BEER&
LAUX 1981:34). HELD (1989:40) konstatiert sogar, daß in „keinem anderen Land Europas und der üb¬
rigenWelt [...] die Selbstverwaltungsrechteder Kommunenimmer noch, auchpraktisch, so umfassend
ausgestattet[sind], wie in derBundesrepublik“.

Möglichkeiten der interkommunalenKooperation bietet insbesonderedie Bildung kommunaler
Zweckverbände.DiesesInstrument erfreut sich insbesonderein den BereichenAbfallentsorgung und
Abwasserbehandlunggroßer Beliebtheit (z.B. AbwasserverbandSaar), wo hoheAnlagen- und Perso¬
nalkostenauf viele Gemeindenumgelegtund durch Bündelungund Abstimmungvormals einzelnerAk¬
tivitäten gewisseSynergieeffekteerzielt werden. Jedochhaben damit einhergehendeZentralisierung,
(Macht-)Konzentrationund geringerergemeindlicherEinfluß in den letztenJahrendie großen- landes-
oderregierungsbezirkweiten- Zweckverbändein die Kritik geratenlassen.

Die deutschenGemeindengehenferner zunehmenddazuüber, ihre Verwaltung angesichtsknapper
Finanzendurch Privatisierungund „Auslagerung“ bestimmterAktivitäten zu „verschlanken“. Dies er¬
folgt über Geschäftsbesorgungsverträgemit privaten Anbietern (z.B. Reinigungsdienste,Gartenbauun-
temehmen,EDV-Dienstleister) oder durch die Gründung privatrechtlicher, gemischtwirtschaftlicherGesellschaften32mit Mehrheitsbeteiligungder Gemeinden.Zu letzterengehörenStadtwerkeoder Tech¬
nischeWerke ebensowie Wirtschaftsförderungsgesellschaftenoder touristische Dienstleister. Bei den
privaten Kooperationspartnernder Gemeindenhandelt es sich meist um Dienstleistungsuntemehmen
(z.B. derEnergieversorgung),die zunehmenddenBereichdes„facility management“und der kommuna¬
lenDienstefür sichentdecken.

4.4.3 FinanzielleAusstattungderGemeinden

Auf die kommunalenHaushalteentfallennur etwa 20 % der Gesamtheitder deutschenöffentlichen
Haushalte(Bund, Länder, Gemeinden,Sozialversicherungen)sowie etwa 10 % des Bruttoinlandspro¬
duktes (BIP) (ELTGES1995:628).Im Jahre 1995 stammtenin den „alten“ Bundesländerndie Einnah¬
menzu 35 % ausSteuern,zu 28 % ausöffentlichenZuweisungen,zu 15% ausGebührenund zu 22 %
aus sonstigen Einnahmen, wie z.B. Grundstücks- und Immobilienverkehr, Forstwirtschaft u.ä.
(BERGMANN& ELTGES1995:534). Im Bereich der Steuereinnahmen,der wichtigsten Finanzquelle der
Kommunen,lassensich „direkte“ Steuern(Realsteuem)von „indirekten“ Steuernunterscheiden.

Die Realsteuernwerdenvon denGemeindenselbsterhobenund bleiben- mit Ausnahmeder Gewer¬
besteuer,die anteilig abgeführt wird (s.u.) - vollständig in ihrem Besitz. Zu den Realsteuemzählen,
nebenBagatellsteuernwie der Hunde-,Vergnügungs-oderGetränkesteuer,die Grund- und die Gewer¬
besteuer.Letztereist mit 40 % desgemeindlichenSteueraufkommensund 13 % der Gesamteinnahmen
die wichtigsteSteuerausSicht der Gemeinden.Sie setztsich zusammenausder Gewerbeertragssteuer,

32 i.d.R.Gesellschaftenmit beschränkterHaftung(GmbH),seltenerAktiengesellschaften(z.B. Münchener
StadtwerkeAG)


